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Finanzielle Förderung politisch aktiver sogenannter Nichtregierungsorganisationen 
(NGOs) durch die Landesregierung – Wie groß ist das Problemausmaß und der Umgang 
mit der steuerlichen Gemeinnützigkeit?  
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Demonstrationen sind ein wesentlicher Ausdruck der Meinungsfreiheit und damit ein unver-
zichtbarer Bestandteil der demokratischen Kultur. Das Grundgesetz garantiert in Art. 5 Abs. 1 
GG die Freiheit der Meinungsäußerung und in Art. 8 GG das Recht, sich friedlich und ohne 
Waffen zu versammeln. Bürgerinnen und Bürger, die sich politisch engagieren und ihre Über-
zeugungen öffentlich vertreten, leisten damit einen wichtigen Beitrag zur pluralistischen Ge-
sellschaft. Gerade in Zeiten gesellschaftlicher Spannungen sind Demonstrationen ein Mittel 
der öffentlichen Willensbildung und ermöglichen den demokratischen Diskurs. Eine lebendige 
Demokratie lebt von der aktiven Beteiligung ihrer Bürgerinnen und Bürger, die ihre Stimme 
erheben – unabhängig von ihrer politischen Haltung. 
 
Doch ebenso wie die Versammlungsfreiheit geschützt ist, muss auch die staatliche Neutralität 
im politischen Wettbewerb gewahrt bleiben. Der Staat darf nicht einseitig in die Meinungsbil-
dung eingreifen oder mit öffentlichen Mitteln Proteste unterstützen, die sich gezielt gegen be-
stimmte demokratische Parteien richten. Eine selektive Einflussnahme würde den fairen de-
mokratischen Wettbewerb verzerren und das Vertrauen in die politische Unabhängigkeit staat-
licher Institutionen untergraben. 
 
In den vergangenen Wochen kam es in vielen Städten zu Demonstrationen gegen das Vorge-
hen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, einen Gesetzentwurf, so der Vorwurf der Demonstran-
ten, unter Inkaufnahme der Stimmen der AfD-Fraktion zu beschließen. Unter dem Motto „Ge-
gen rechts“ gingen gerade in Großstädten wie Berlin, Hamburg und München Hunderttau-
sende auf die Straße. Zuletzt fanden auch Proteste in den nordrhein-westfälischen Städten 
statt, darunter auch unter dem Motto „Merz stoppen - Demokratie schützen“.  
 
Recherchen der WELT1 und weiterer Medien zeigen, dass zahlreiche an den Protesten betei-
ligte Organisationen staatliche Förderungen erhalten haben. So flossen Mittel aus dem 

 
1 WELT (2025): https://www.welt.de/politik/deutschland/plus255383550/Finanzierung-Demos-gegen-
rechts-Der-Staat-darf-nicht-mit-Steuergeldern-auf-die-oeffentliche-Meinungsbildung-einwirken.html 
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Bundesfamilienministerium („Demokratie leben“) oder dem Bundesinnenministerium an Orga-
nisationen wie „HateAid“, „Omas gegen Rechts“ oder „BUND“. Teilweise wurde vermeintlich 
über Umwege, etwa über die Arbeiterwohlfahrt (AWO) oder kommunale „Partnerschaften für 
Demokratie“, öffentliche Förderung für Proteste bereitgestellt, die letztlich politischen Wahl-
kampfzielen dienten. Staatsrechtler sehen hierin eine problematische Vermischung staatlicher 
Neutralitätspflicht mit parteipolitischer Einflussnahme. 
Wenn mit öffentlichen Mitteln geförderte sogenannte NGOs Demonstrationen organisieren 
oder unterstützen, die gezielt gegen eine demokratisch legitimierte Partei gerichtet sind, stellt 
dies eine unzulässige Beeinflussung des politischen Wettbewerbs dar. Gemeinnützige Orga-
nisationen dürfen keine politischen Demonstrationen organisieren, wenn diese parteipoliti-
schen Charakter haben oder auf konkrete politische Einflussnahme abzielen. Grundsätzlich 
gilt, dass die Einflussnahme auf die politische Willensbildung und die Gestaltung der öffentli-
chen Meinung in beliebigen Politikbereichen und die parteipolitische Betätigung nicht gemein-
nützig im Sinne des Steuerrechts sind. Das haben Bundesfinanzhof und das Bundesfinanzmi-
nisterium übereinstimmend festgestellt.2 
 
Eine Körperschaft, die ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke verfolgt, kann 
unter den Voraussetzungen der §§ 51 ff. AO bestimmte, in den einzelnen Steuergesetzen 
vorgesehene Steuervergünstigungen in Anspruch nehmen. Gemäß § 52 Abs. 1 AO verfolgt 
eine Körperschaft gemeinnützige Zwecke, wenn ihre Tätigkeit darauf gerichtet ist, die Allge-
meinheit auf materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet selbstlos zu fördern. Als Förderung 
der Allgemeinheit anzuerkennen sind die in § 52 Abs. 2 AO genannten Zwecke. Dazu zählen 
u. a. nach § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 AO „die Förderung der Erziehung, Volks- und Berufsbildung 
einschließlich der Studentenhilfe“ und nach § 52 Abs. 2 Nr. 24 AO „die allgemeine Förderung 
des demokratischen Staatswesens“, nicht aber die dort ausdrücklich ausgeschlossene Verfol-
gung von „Einzelinteressen staatsbürgerlicher Art“. Die Gemeinnützigkeit einer Körperschaft 
knüpft an drei Grundprinzipien – die Selbstlosigkeit (§ 55 AO), die Ausschließlichkeit (§ 56 AO) 
und die Unmittelbarkeit (§ 57 AO) an. Die Einflussnahme auf die politische Willensbildung und 
die Gestaltung der öffentlichen Meinung sowie die parteipolitische Betätigung fällt nicht darun-
ter. 
 
Die Finanzbehörden hatten der Kampagnenorganisation „Campact“ am 21.Oktober 2019 den 
Status einer gemeinnützigen Organisation aberkannt. Ende Februar 2019 hatte bereits das 
globalisierungskritische Netzwerk „Attac“ diesen Status verloren. Mit der Entscheidung können 
Spender ihre Spenden nicht mehr steuerlich absetzen. „Campact“ hatte zuletzt vor allem Akti-
onen für mehr Klimaschutz und gegen Rechtsextremismus organisiert.  
  
Für die zulässige politische Betätigung gemeinnütziger Körperschaften lässt sich auf der 
Grundlage der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes (BFH)3 zusammenfassend feststel-
len:   
  
1. Die gemeinnützige Körperschaft muss sich parteipolitisch neutral verhalten, darf also nicht 

bestimmte Parteien unterstützen.   
 
2. Die politische Betätigung im Rahmen eines spezifischen Gemeinnützigkeitszwecks ist zu-

lässig, aber nicht allgemein auf beliebigen Politikfeldern; sie muss der übrigen gemeinnüt-
zigen Tätigkeit untergeordnet sein.  

  

 
2 BFH, Urteil vom 10.01.2019 – V R 60/17 und BFH, Beschluss vom 10.12.2020 – V R 14/20. 
3 BFH, Urteil vom 10.01.2019 – V R 60/17 und BFH, Beschluss vom 10.12.2020 – V R 14/20. 
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3. Die politische Betätigung im Rahmen des gemeinnützigen Zwecks der „politischen Bil-
dung“4 ist nur zulässig, wenn sie sich inhaltlich auf bildungspolitische Fragestellungen be-
schränkt,5 und im Übrigen sich inhaltlich in geistiger Offenheit vollzieht und die in solcher 
geistigen Offenheit entwickelten Lösungsvorschläge nicht durch „Einflussnahme auf politi-
sche Willensbildung und öffentliche Meinung mittels weiterer Maßnahmen durchgesetzt 
werden sollen“6.   

 
Der Gemeinnützigkeitszweck der politischen Bildung darf also nicht dafür eingesetzt werden, 
um die politische Willensbildung und die öffentliche Meinung im Sinne eigener Auffassungen 
zu beeinflussen; Einflussnahme auf die politische Willensbildung und öffentliche Meinung sind 
keine politische Bildung.7 Die Körperschaft darf zwar Lösungsvorschläge für die Tagespolitik 
erarbeiten, aber keine konkreten Schritte unternehmen, um ihre Lösungsvorschläge in der Ta-
gespolitik durchzusetzen.8 Aufgrund dieser Rechtsprechung dürften Kampagnenplattformen, 
die nicht nur einen spezifischen Gemeinnützigkeitszweck verfolgen, nicht als gemeinnützig 
anzuerkennen sein bzw. ihren Gemeinnützigkeitsstatus verlieren, wie das Beispiel „Campact“ 
zeigt.  
  
Betätigt sich eine Körperschaft, die nach ihrer Satzung gemeinnützige Zwecke verfolgt, tat-
sächlich auch politisch, ist für die Prüfung der gemeinnützigkeitsrechtlichen Zulässigkeit auf 
der Grundlage der Rechtsprechung des BFH wie folgt zu differenzieren:   
  
1. Verfolgt die Körperschaft einen spezifischen Gemeinnützigkeitszweck, der nicht nur in der 

politischen Bildung bzw. der allgemeinen Förderung des demokratischen Staatswesens 
liegt, sondern schwerpunktmäßig einen konkreten anderen Zweck im Sinne des § 52 Abs. 
2 Satz 1 AO verfolgt, also zum Beispiel die Förderung des öffentlichen Gesundheitswesens 
(Nr. 3), ist eine politische Betätigung in gewissen Grenzen zulässig, solange diese gegen-
über dem konkreten Satzungszweck eine dienende und ergänzende Funktion hat, dieser 
also untergeordnet ist. Die Beschäftigung mit politischen Vorgängen muss im Rahmen 
dessen liegen, was das Eintreten für die gemeinnützigen Zwecke und deren Verwirkli-
chung erfordert.9 Der BFH beurteilt die zulässige Reichweite der politischen Betätigung der 
Körperschaft also inhaltlich und funktional. Inhaltlich muss sie dem jeweiligen Satzungs-
zweck zugehörig sein, zudem muss sie eine dienende und untergeordnete Funktion ha-
ben.10 

2. Verfolgt die Körperschaft schwerpunktmäßig den gemeinnützigen Zweck der politischen 
Bildung, ist eine politische Betätigung in gewissen Grenzen zulässig, solange diese ge-
genüber dem Satzungszweck der politischen Bildung eine dienende und ergänzende 
Funktion hat, dieser also untergeordnet ist. Das setzt notwendigerweise voraus, dass sie 
sich auf bildungspolitische Fragestellungen beschränkt. 

3. Verfolgt die Körperschaft schwerpunktmäßig den Zweck der allgemeinen Förderung des 
demokratischen Staatswesens (§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 24 AO), muss sie dies in geistiger 

 
4 Den Gemeinnützigkeitszweck der „politischen Bildung“ stützt der BFH auf eine Zusammenschau der 
beiden Gemeinnützigkeitstatbestände in § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 und Nr. 24 AO. 
5 BFH, Beschluss vom 10.12.2020, V R 14/20, DStR 2021, 218 Rn. 23 und BFH, Urteil vom 
10.1.2019, V R 60/17, NJW 2019, 877 Rn. 23. 
6 BFH, Urteil vom 10.1.2019, V R 60/17, NJW 2019, 877 Rn. 27. 
7 BFH, Urteil vom 10.1.2019, V R 60/17, NJW 2019, 877 Rn. 23, 25. 
8 Leisner-Egensperger, NJW 2019, 964, 965 (dort 966 allerdings auch kritisch zu den Spielräumen, 
die sich für die Finanzverwaltung angesichts der so formulierten Vorgaben ergeben). 
9 BFH, Beschluss vom 18.8.2021, V B 25/21, BeckRS 2021, 31981 Rn. 24; BFH, Beschluss vom 
10.12.2020, V R 14/20, DStR 2021, 218 Rn. 19 und 27; BFH, Urteil vom 10.1.2019, V R 60/17, NJW 
2019, 877 Rn. 21 (mit Beispielen für Umweltschutz, Frieden).  
10 BFH, Beschluss vom 18.8.2021, V B 25/21. 
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Offenheit vollziehen.11 Die Durchführung politischer Kampagnen zur Verfolgung einzelner 
politischer Forderungen und zur Einflussnahme auf die politische Willensbildung ist damit 
grundsätzlich nicht vereinbar. 

 
Auch auf Landesebene existieren Förderprogramme, die an sogenannte NGOs vergeben wer-
den, darunter Mittel aus den Bereichen Demokratieförderung, Integration oder Umweltpolitik.  
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob und in welchem Umfang auch die Landesre-
gierung Nordrhein-Westfalen sogenannte NGOs finanziell unterstützt, die sich an den genann-
ten Demonstrationen oder vergleichbaren politischen Kampagnen beteiligen. 
 
 
Der Minister für Finanzen hat die Kleine Anfrage 5139 mit Schreiben vom 13. März 2025 
namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Ministerpräsidenten sowie allen üb-
rigen Mitgliedern der Landesregierung beantwortet. 
 
 
1. Wie viele Fälle gibt es nach Kenntnis der Landesregierung, bei denen sich als ge-

meinnützig eingestufte Organisationen in Nordrhein-Westfalen in den vergange-
nen drei Jahren an Demonstrationen im politischen Kontext durch (Mit-)Organisa-
tion oder Teilnahme beteiligt haben? 

 
Der Landesregierung liegen zu der Fragestellung keine Erkenntnisse vor.  
 
 
2. Namentlich welche aus öffentlichen Mitteln geförderte Organisationen in Nord-

rhein-Westfalen haben sich nach Kenntnis der Landesregierung in den vergange-
nen drei Jahren bei der (Mit-)Organisation von oder Teilnahme an Demonstratio-
nen im politischen Kontext beteiligt? 

 
Hierzu liegen der Landesregierung keine Erkenntnisse vor.  
 
 
3. Namentlich welchen Organisationen hat die Finanzverwaltung in Nordrhein-West-

falen in den letzten drei Jahren wegen allgemeinpolitischer Tätigkeit deren Ge-
meinnützigkeit aberkannt? 

 
Eine Beantwortung ist wegen der gebotenen Wahrung des Steuergeheimnisses nach § 30 
Abgabenordnung ausgeschlossen. So unterliegt auch dem Steuergeheimnis, ob und bei wel-
chem Finanzamt ein Beteiligter steuerlich geführt wird. 
 
 
4. Wie regelmäßig überprüft die Landesregierung jeweils einzeln und vollständig, 

dass Organisationen, die Fördermittel seitens des Landes erhalten, nicht allge-
meinpolitisch tätig sind? 

 
  

 
11 BFH, Beschluss vom 18.8.2021, V B 25/21, BeckRS 2021, 31981 Rn. 35. 
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5. Was unternimmt die Landesregierung konkret, um eine Förderung von allgemein-
politisch tätigen Organisationen mit Steuergeldern zu vermeiden? 

 
Die Fragen 4 und 5 werden aufgrund des Sachzusammenhangs zusammen beantwortet: 
 
Im Rahmen der Veranschlagung von Zuwendungen im Landeshaushalt ist zu prüfen, ob das 
nach § 23 Landeshaushaltsordnung erforderliche Landesinteresse für die Erfüllung eines kon-
kreten Zwecks der Zuwendung vorliegt. Die zweckentsprechende Verwendung der gewährten 
Zuwendung wird auf der Grundlage von Verwendungsnachweisen nach § 44 Landeshaus-
haltsordnung überprüft.  
 
 


